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Über die Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht des 
Kaufmanns Hugo Büttner aus Ludwigshafen-Maudach und wei- 
terer 9 Stimmberechtigter 

gegen den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 29. Au- 
gust 1957 - Drucksache 3640 der 2. Wahlperiode - betr. Fest- 
stellung der Gültigkeit des im Regierungsbezirk Pfalz des 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

In dieser Beschwerdesache wird sich der Bundestag gegenüber 
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rock wird beauftragt, die nachstehende Äußerung für den 
Deutsdien Bundestag abzugeben. 
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Äußerung des Abgeordneten Wittrock für den 
Deutschen Bundestag 

Die Beschwerdeführer hatten am 23. August 1956 gegen die 
Feststellung der Gültigkeit des Volksbegehrens zur Angliede- 
rung der Pfalz an Bayern vom 18. Juli 1956 (BAnz. Nr. 141 
vom 24. Juli 1 956) beim Deutschen Bundestag Einspruch eingelegt. 
Dieser Einspruch wurde durch Beschluß des Bundestages in 
seiner 227. Sitzung vom 29. August 1957 — Drucksache 3640 
der 2. Wahlperiode — zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich die 
Beschwerde, zu deren Begründung wie folgt Stellung genommen 
wird*. 

An der Auffassung, daß der Bundestag im Wahlprüfungsver- 
fahren nicht die Verfassungsmäßigkeit eines von ihm be- 
schlossenen Gesetzes zu prüfen hat, wird festgehalten. Es ist 
zwar richtig, daß der Bundestag in Wahlprüfungsverfahren die 
Funktion eines Gerichtes innehat — wenn auch eines Gerichtes 
besonderer Art. Aber er ist doch gleichzeitig Organ der Gesetz- 
gebung. Angesichts dieser faktischen Identität von Gericht und 
Gesetzgebungsorgan wäre es rechtspolitisch bedenklich, wenn 
der Bundestag seine eigenen Gesetzesbeschlüsse auf ihre Ver- 
fassungsmäßigkeit bei der Ausübung seiner wahlprüfungsge- 
richtlichen Befugnisse überprüft. Das Parlament könnte in eine 
unzumutbare parteiähnlidie Rolle gedrängt werden, wenn seine 
wahlprüfungsgerichtliche Entscheidung davon abhinge, mit 
welchem Ergebnis er sich in diesem Verfahren mit der Ver- 
fassungsgemäßheit seiner Gesetzesbeschlüsse auseinandersetzt. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß mindestens im Zeitpunkt 
des angegriffenen Gesetzesbeschlusses der Bundestag — wenig- 
stens in seiner Mehrheit — von der Verfassungsgemäßheit 
dieses Beschlusses überzeugt ist. Das Verlassen dieses ver- 
fassungsrechtlichen Standpunktes zu dem beschlossenen Gesetz 
kann leicht das Ergebnis unterschiedlicher Wertungen sein, 
deren Wurzel im politischen Raum liegt. Hieraus können sich 
Situationen ergeben, die untragbar sind, wenn der Bundestag 
als Wahlprüfungsgericht tätig ist. Auch aus Artikel 100 GG 
ist entgegen der Auffassung der Beschwerdeführer für den 
Bundestag keine Rechtspflicht zur Prüfung verfassungsrecht- 
licher Fragen zu entnehmen. 

Die sich hieraus ergebende Ablehnung des Bundestages, das 
Gesetz nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG auf seine verfassungs- 
rechtliche Zulässigkeit zu prüfen, kann entgegen der Auffas- 
sung der Beschwerdeführer audi nicht zur Verkürzung ihres 
Rechtsschutzes führen. Ihre Besorgnis, der Vorteile des Rechts- 
behelfs der Verfassungsbeschwerde beraubt zu sein, liegt 
schon allein deshalb neben der Sache, weil in diesem Be- 
schwerdeverfahren das Bundesverfassungsgericht die verfas- 
sungsrechtlichen Gesichtspunkte der Beschwerdeführer in dem 
gebotenen Maße würdigen wird. 
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Die Ablehnung des Bundestages, in den bei ihm statthndenden 
Wahlprüfungsverfahren das Gesetz zu Artikel 29 GG auf seine 
Verfassungsmäßigkeit zu prüfen, schließt allerdings nicht das 
Recht zur Stellungnahme zu den verfassungsrechtlichen Aus- 
führungen der Beschwerdeführer in diesem Beschwerdever- 
fahren aus; denn in diesem Beschwerdeverfahren hat der 
Bundestag nicht’ mehr die Stellung eines Gerichts. Demgemäß 
wird zu den verfassungsrechtlichen Erwägungen der Beschwer- 
deführer folgendes ausgeführt: 

1. Der Ansicht der Beschwerdeführer, das Gesetz zu Artikel 
29 GG verletze das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit, weil die 
am Ergebnis des Volksbegehrens politisch interessierte 
Landesregierung dieses Gesetz auszuführen habe, kann nicht 
gefolgt werden. Das Grundgesetz nimmt etwaige Kollisionen, 
die sich aus dem politischen Interesse der Landesregierung 
und ihrer Reditsp flicht zur Ausführung des Gesetzes ergeben 
können, in Kauf; denn das Grundgesetz kennt keine Sonder- 
regelung für die Verwaltungszuständigkeit bei der Ausführung 
des Gesetzes nach Artikel 29 GG, so daß es bei dem allge- 
meinen Grundsatz des /Artikels 83 GG bleiben mußte. 

Die Beachtung dieses allgemeinen Grundsatzes der Zuständig- 
keit der Landesexekutive auch bei der Ausführung des Ge- 
setzes nach Artikel 29 ist im übrigen wegen der institutio- 
neilen Sicherung der politischen und rechtlichen Kontrolle der 
Landesregierung bedenkenfrei. 

2. Die Beschwerdeführer können ihre verfassungsrechtlichen 
Einwendungen gegen das Gesetz nach Artikel 29 GG auch 
nicht darauf stützen, daß der Gesetzgeber fehlsam geliaudelt 
hat, als er bei der Ausgestaltung des Volksbegehrens die 
entsprechenden gesetzlichen Regelungen der Weimarer Repu- 
blik zum Vorbild nahm. Es mag dahingestellt bleiben, ob es 
zweckmäßigere Lösungen für die Regelung des Verfahrens 
gegeben hätte als die des Gesetzes nach Artikel 29. Jedenfalls 
ist sie nicht in einem solchen Maße sachfremd, daß von einem 
überschreiten der dem Gesetzgeber eingeräumten Ermessens- 
grenze die Rede sein kann, welche gerade bei Wahlgesetzen 
weit gezogen ist (vergl. BVerfG E 3,19 (24)). Wenn der Ge- 
setzgeber sich hierbei an die in der Weimarer Republik 
gültigen Regelungen angelehnt hat, so vor allem deshalb, 
weil zwischen dem damaligen Volksbegehren und dem Volks- 
begehren nach Artikel 29 GG keineswegs die Unterschiede 
bestehen, die nach Ansicht der Beschwerdeführer zwingend 
zu einer besseren Gewährleistung des Abstimmungsgeheim- 
iiisses liätten führen müssen. Die Beschwerdeführer begrün- 
den ihre Ansicht, bei dem Volksbegehren nach Artikel 29 
GG sei eine straffere Sicherung des Abstimmungsgeheimiiis- 
ses als bei den Volksbegehren der Weimarer Republik er- 
forderlich gewesen, mit dem ihres Erachtens stärkeren 
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politischen Interesse der heutigen Landesexekutive am Volks- 
begehren. Sie behaupten, im Gegensatz hierzu sei das poli- 
tische Interesse der Landesregierungen am Volksbegehren zur 
Zeit derWeimarer Republik deshalb geringer gewesen, weil sich 
damals die Aufgabe der Landesbehörden darauf beschränkt 
habe, nur ,, treuhänderisch die Ausübung der Volksrechte zu er- 
möglichen". Hieraus folgern die Beschwerdeführer eine Gegen- 
sätzlichkeit der Natur der Volksbegehren beider Zeitspannen. 

Es mag dahingestellt bleiben, welche Unterschiede in der 
Zielsetzung der Volksbegehren bestehen. Fest steht, daß die 
Landesregierungen der Weimarer Zeit an den Ergebnissen 
der damaligen Volksbegehren mindestens das gleiche aktive 
und unmittelbare Interesse hatten wie die heutigen Landes- 
regierungen an den Volksbegehren nach Artikel 29 GG (vergl. 
StGH in RGZ 127 Anh. S. 20). Insoweit können also keine 
Gegensätzlichkeiten der beiden Arten von Volksbegehren 
angenommen werden, die zu einer unterschiedlichen Regelung 
der gesetzlichen Garantierung des Abstimmungsgeheim- 
nisses zwingen. 

Auch die nach dem Grundgesetz bestehende Verfassungslage 
konnte den Gesetzgeber nicht zwingen, das Abstimmungs- 
geheimnis für die Volksbegehren nach Artikel 29 GG anders 
zu regeln, als dies zur Zeit der Weimarer Republik der Fall 
war. Wenn auch die Grundsätze des Artikels 38 GG für das 
Volksbegehren und den Volksentscheid anzuwenden sind, so 
ist doch das Abstimmungsgeheimnis beim Volksbegehren 
eingeschränkt. Hier wird der Wille des Staatsbürgers durch 
die Einzeichnung in Eintragungslisten festgestellt, die nicht 
in dem gleichen Maße verschlossen sein können, wie dies bei 
einer Wahl mit verdeckten Stimmzetteln der Fall ist. 
Dieses Verfahren entspricht der Praxis in vielen demokrati- 
schen Staaten (vergl. Kaisenberg im Handbuch des Deutschen 
Staatsrechts Bd. 2 S. 206). Es ist gewählt worden, um die 
Durchführung eines Volksbegehrens in geordneter Form zu 
sichern. Es bedarf keiner Ausführungen, daß die sich hieraus 
ergebende Durchbrechung des Abstimmungsgeheimnisses nur 
insoweit zulässig ist, als dies zur ordnungsgemäßen Feststel- 
lung des Ergebnisses des Volksbegehrens geboten ist (vergl. 
StGH in RGZ 127 Anh. S. 20). Eine weitergehencle Durch- 
brechung des Abstimmungsgeheimnisses kann auch aus dem 
Gesetz nach Artikel 29 GG nidit entnommen werden. Ge- 
gen die Gestaltung des Eintragungsverfahrens nach diesem Ge- 
setz bestehen deshalb keine verfassungsrechtlichen Bedenken. 

3. Hinsichtlich der Beanstandung der Beschwerdeführer, es seien 
in dem Gesetz nach Artikel 29 GG keine ausreichenden Kon- 
trollen durch örtliche Eintragungsausschüsse vorgesehen ge- 
wesen, deren Bildung das Gesetz hätte vorschreiben müssen, 
ist nicht ersichtlich, welcher Verfassungsrechlssatz verletzt 
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sein soll. Das Gesetz sieht die Bildung eines Eintragungsaus- 
schusses vor (§ 12 Abs. 2). Es lag in dem rechtlich nicht zu 
kontrollierenden Ermessen des Gesetzgebers, von weiterge- 
henden Regelungen abzusehen. 

4. Auch soweit die Verfassungswidrigkeit von Vorschriften der 
Ersten Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zu Artikel 
29 geltend gemacht wird, kann den Ausführungen der Be- 
schwerdeführer nicht gefolgt werden. Die Vorschriften der 
Ersten Durchführungsverordnung enthalten technische Anwei- 
sungen, die der Sicherung einer größtmöglichen Klarheit des 
Verfahrens dienen. Sie werden durch die Ermächtigung 'des 
§ 37 Abs. 2 des Gesetzes nach Artikel 29 GG gedeckt. Es ist 
auch nicht ersichtlich, daß der insbesondere angegriffene § 15 
der Verordnung das Prinzip der Abstimmungsfreiheit verletzt. 
Die Eintragung der Personalien des Eintragungswilligen in 
die Listen kann nicht geeignet sein, den ohnehin zur Teilnah- 
me an den Volksbegehren Bereiten von der Durchführung 
seines Entschlusses abzuhalten. 

5. Der Bundestag kann sich auch den Bedenken der Beschwer- 
deführer gegen die gleichzeitige Durchführung von mehreren 
Volksbegehren im gleich^enjGebietsteil, von deren Zulässig- 
keit übrigens das Gesetz ausdrücklich in § 6 Abs. 1 Satz 2 
ausgeht, nicht anschließen. Die Regelung des Grundgesetzes, 
daß durch Volksbegehren ,,eine bestimmte Änderung" der 
Landeszugehörigkeit gefordert werden könne, besagt nur, 
daß der einzelne Antrag auf Zulassung eines Volksbegehrens 
sowie die konkrete Aussage dieses einzelnen Volksbegeh- 
rens klar und eindeutig erkennen lassen, welche Änderung 
der Landeszugehörigkeit dieses Volksbegehren will (vergl. 
Begründung zu § 3 Reg E - Drucksache 1661 der 2. Wahl- 
periode -). Hieraus kann sich nicht ergeben, daß die Ge- 
samtheit aller Volksbegehren ein eindeutiges Ergebnis zeigt. 
Auch auf die Vorstellungen und Motive des einzelnen 
Eintragungsbereciitigten kann es nicht ankommen. Er kann 
im Rahmen seiner Meinungsfreiheit durchaus verschiedenen 
Änderungen zustimmen, etwa um in jedem Falle irgend- 
eine Beseitigung der jetzigen Landeszugehörigkeit zu fördern. 
Deshalb bestehen keine Bedenken, wenn sich nadi § 9 Abs. 

1 der Ersten VO zur Durchführung des Gesetzes die Be- 
rechtigten in die Eintragungslisten mehrerer Volksbegehren 
im gleichen Gebietsteil eintragen durften. § 9 Abs. 2 des 
Gesetzes steht dem nicht entgegen, weil diese Vorschrift 
nur verbietet, sidi mehr als einmal in die Eintragungsliste 
des gleichen Volksbegehrens einzutragen. 

6. Soweit eine Beeinträditigung des Rechtes der rheinland- 
pfälzischen Beamten auf Teilnahme an dem Volksbegehren 
geltend gemacht ist, wird auf die Ausführungen in der Be- 
gründung des Beschlusses des Bundestages vom 29. August 
1957 - Drucksache 3640 der 2. Wahlperiode - Bezug ge- 


5 



Drudisadie 68 


Deutsciier Bundestag — 3; Wahlperiode 


nommen. Auch zu den weiteren Behinderungen der Ab- 
stimmungsfreiheit, die von den Beschwerdeführern vorge- 
tragen werden, wird auf die Begründung des Beschlusses 
verwiesen. Dabei wird an der Auffassung festgehalten, daß 
es für die zu treffende Entscheidung auch bei einem Volks- 
begehren darauf ankommt, ob die behaupteten Verstöße 
und Unregelmäßigkeiten nach der allgemeinen Lebenser- 
fahrung geeignet gewesen wären, das Ergebnis des Volks- 
begehrens zu beeinflussen. Für die Wahlprüfung bei einem 
Volksbegehren sind die gleichen Grundsätze anzuwenden, 
die von der Rechtsprechung für die Regelfälle der Wahl- 
prüfung entwickelt worden sind (so auch Reg E Gesetz nach 
Artikel 29, Begründung zu § 35 - Drucksadle 1661 der 
2. Wahlperiode -). Hier mag zugegeben werden, daß bei 
einer größeren Zahl von Eintragungslokalen eine Reihe von 
Berechtigten am Volksbegehren teilgenommen hätten, die 
aus Bequemlichkeit ferngeblieben sind. Bei der Eigenart 
eines Volksbegehrens und bei der bekannten Intensität der 
Werbung kann aber angenommen werden, daß die ganz 
überwiegende Zahl der zur Teilnahme Entschlossenen diesen 
Willen verwirklicht hat — auch unter Inkaufnahme etwaiger 
kleinerer Unbequemlichkeiten. Hiernach ist anzunehmen, 
daß die behaupteten Verstöße für das Ergebnis des Volks- 
begehrens nicht erheblich sind, weil nicht ersichtlich ist, 
daß die für den Erfolg des Volksbegehrens noch erforder- 
lichen 18 207 Eintragungen noch zu gewinnen gewesen wären. 
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